
Aktenzeichen: 3 AZR 21/91 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat'

I. Arbeitsgericht 
Köln

II. Landesarbeitsgericht Köln
Für die Amtliche Sammlung: Nein Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Urteil vom 21. Januar 1992
- 3 AZR 21/91 -
Urteil vom 06. April 1990
- 2 Ca 3419/89 -
Urteil vom 25. Oktober 1990
- 10 Sa 444/90 -

Entscheidungsstichwort:
Insolvenz nach verschlechternder Betriebsvereinbarung

Gesetz:
BetrAVG § 1 Ablösung, § 1 Besitzstand, § 2? BetrVG § 5 
Abs. 3, § 77 Abs. 4

Leitsätze:
1. Der unverfallbare Teil einer Versorgungsanwartschaft ist 
gegen Insolvenz des Arbeitgebers geschützt. Dieser Schutz 
wird nicht dadurch geschmälert, daß eine ablösende Betriebs­
vereinbarung schon vor dem Insolvenzfall verringerte Steige­
rungsraten und dadurch eine gekürzte Vollrente einführt (Be­
stätigung von BAGE 56, 138 - AP Nr. 5 zu § 1 BetrAVG Besitz­
stand) .
2. Die ablösende Betriebsvereinbarung muß die Grundsätze der 
Verhältnismäßigkeit und des Vertrauensschutzes beachten (Be­
stätigung von BAGE 54, 261 = AP Nr. 9 zu § 1 BetrAVG Ablö­
sung) .
3. Eine ablösende Betriebsvereinbarung braucht jedenfalls dann keine besonderen Regelungen für rentennahe Jahrgänge zu enthalten, wenn eine allgemeine Härteklausel vorgesehen ist.
4. Die Verweisung im Arbeitsvertrag eines leitenden Ange­
stellten auf eine in einer Betriebsvereinbarung niedergeleg­
te Versorgungsordnung ist im Zweifel als dynamische Verwei­
sung auf die jeweils für die Arbeitnehmer des Betriebs gel­
tende Betriebsvereinbarung (Versorgungsordnung) zu verstehen. 
Eine solche Verweisung wird in der Regel den Interessen bei­
der Parteien eher gerecht als eine Verweisung auf einen im 
Zeitpunkt der Vereinbarung bestehenden Rechtszustand (im An­
schluß an das Urteil des Senats vom 16. August 1988 - 3 AZR 61/87 - AP Nr. 8 zu § 1 BetrAVG Beamtenversorgung).
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3 AZR 21/91 
10 Sa 444/90 Köln
Verkündet am 
21. Januar 1992
Bittner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 21. Januar 1992 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Griebeling und 
Dr. Wittek sowie die ehrenamtlichen Richter Matthiessen und
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Dr. Bächle für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Köln vom 25. Oktober 
1990 - 10 Sa 444/90 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t -  a .n d : ('

Die Parteien streiten darüber, wie das betriebliche Ruhegeld 
des wegen Insolvenz seines Arbeitgebers vorzeitig aus dem Ar- 
beitsverhältnis ausgeschiedenen Klägers zu berechnen ist.

Der Kläger, geboren im April 1930, war vom 1. April 1959 bis 
zum 15. Juni 1984 bei der B GmbH & Co. KG,
D , beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis endete am 15. Juni
1984; über das Vermögen der Gesellschaft wurde an diesem Tage das, 
Konkursverfahren eröffnet.

Der Kläger war seit 1969 Leiter des Einkaufs und hatte Hand­
lungsvollmacht. Er erhielt im Dezember 1969 folgende Zusage;

n r . : A l te rfrv a r sorqung
Nach den Bestimmungen der Ihnen gleichzeitig aus- 
gehändigten Versorgungsordnung habe ich Sie in
Anerkennung Ihrer beruflichen Leistungen und weil 
ich Sie zur Stammbelegschaft der Firma B. Fischer
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rechne, mit Wirkung vom 1. Dezember 1969 in die 
betriebliche Altersversorgung aufgenommen.
Die in dieser Versorgungsordnung aufgeführte Ren­
tenstaffel hat zum Ziel, daß Sie bei einer eige­
nen normal verlaufenden Invaliden- bzw. Ange­
stelltenversicherung im günstigsten Fall 75 % 
Ihres letzten Arbeitsverdienstes erreichen kön­
nen.
Hierbei ist berücksichtigt, daß sich Ihre späte­
ren Rentenbezüge zusammensetzen werden aus So­
zialrente + Betriebsrente + Rente aus der Zusatz­
versorgungskasse des Baugewerbes. Die aus dieser 
Quelle herrührende Rente von DM 45,—  je Monat 
wird von der Betriebsrente in Abzug gebracht ge­
mäß § 7 des Tarifvertrages über eine zusätzliche 
Alters- und Invalidenrente im Baugewerbe vom 
28. Okt. 1957. Es liegt in Ihrem Interesse, bei 
eintretendem Rentenfall diese Zusatzrente zu be­
antragen.
Die Versorgungsordnung ist das Ergebnis langer 
Überlegungen. Ich war bemüht, Ihnen für das Alter 
eine wirkliche Hilfe zu geben. Andererseits ist
ss klar, daß ich nur dann, dieses Versprechen er­
füllen kann, wenn es die wirtschaftliche Lage er­
laubt . Wie sich diese gestaltet, ist nicht zu­
letzt abhängig von Ihrer Einsatzfreudigkeit und
von dem Erfolg Ihrer Mitarbeit,
Zum Zeichen Ihrer Anerkenntnis bitte ich Sie, die 
Zweitschrift dieser Rentenzusage mit der Unter­
schrift von Ihnen und Ihrer Frau an mein Büro zu­
rückzugeben.
Wenn Sie noch zusätzliche Auskünfte wünschen, 
steht Ihnen mein -'\ro zur Verfügung."

Ab Dezember 1976 wurden die Leistungen der betrieblichen Al­
tersversorgung in einer Betriebsvereinbaiung geregelt. Dadurch 
wurden frühere Versorgungsregelungen ersetzt. Vorgesehen waren in 
dieser Betriebsvereinbarung Altersrenten, vorgezogene Altersren­
ten, : ̂  ■ ni : ' » . H O '  i"..r . Die Höhe der
Rente war dienstzeit- und endgehaltsabhängig ausgestattet. Der 
Steigerungssatz betrug 0,8 % pro rentenfähiges Dienstjahr bis zum 
Höchstsatz von 24 % bei 30 Drenstjahren.
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Im März 1977 schrieb der Arbeitgeber dem Kläger:

"Betr.: Ihre betriebliche Altersversorgung.
Sehr geehrter Herr J
Wir haben uns entschlossen, Ihre betriebliche Al­
tersversorgung aufgrund der allgemeinen Versor­
gungsordnung vom 1. Dez. 1976 zu verbessern.
Ziffer VI Absatz 1 wird hierzu um folgenden Ab­satz ergänzt:

'Für den Teil des rentenfähigen Arbeitsver­
dienstes, der die im Feststellungszeitpunkt 
(Abschnitt X Absatz 1) gültige Beitragsbemes­
sungsgrenze für,Monatsbezüge in der Rentenver­sicherung der Angestellten und Arbeiter (§ 112 
Absatz 2 AVG, § 1385 Absatz 2 RVO) übersteigt, 
werden die im Absatz 1 genannten Prozentsätze 
um die Hälfte erhöht'."

Wegen der sich verschlechternden wirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens wurden zur Abwendung eines Konkurses die vorgesehe­
nen Versorgungsleistungen durch eine Betriebsvereinbarung vom 
24, Juli 1978 mit Wirkung vom 1. August 1978 gekürzt. Der jährli- 
che Steigerungssatz wurde auf 0,5 % des ruhegeldfähigen Einkom­
mens und der mit 30 Dienstjahren erreichbare Höchstsatz auf 15 % 
herabgesetzt. Diese abändernde Betriebsvereinbarung enthält aus­
drücklich keine Übergangsregelung oder besitzstandswahrende Klau­
seln.

Nach Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen des 
Arbeitgebers am 15. Juni 1984 trat der beklagte Pensions-Siche- 
rungs-Verein, Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (PSV), in 
die bestehenden Versorgungsverbindlichkeiten ein. Mit einem Be­
scheid vom 17. Januar 1985 berechnete er die Anwartschaft des 
Klägers bei Vollendung des 65. Lebensjahres unter Berücksichti-
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gung des "Versorgungswerks der Firma B 
KG, , vom 1. Dezember 1976 sowie Änderungsvereinbarung
vom 24. Juli 1978, gültig ab 1. August 1978" auf 547,80 DM.

Der Kläger ist mit der Berechnung nicht einverstanden. Er 
will sein zur Zeit der Insolvenz maßgebliches Gehalt von 
5.150,—  DM und die ihm mit Schreiben vom 23. März 1977 mitge­
teilten Steigerungssätze berücksichtigt wissen. Er berechnet 
seine unverfallbare Anwartschaft auf 876,47 DM monatlich.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die ablösende Be­
triebsvereinbarung vom 24. Juli 1978 sei unwirksam, da sie keine 
besonderen Regelungen für rentennahe Jahrgänge enthalte. Diese 
Betriebsvereinbarung habe auch deshalb seinen Anspruch nicht 
schmälern können, weil er leitender Angestellter gewesen sei.
Dazu hat der Kläger behauptet, er sei zuständig und verantwort­
lich gewesen für die umfassende Abwicklung der Geschäfte im Be­
reich des Einkaufs. Er habe das Unternehmen in kaufmännischen 
Fragen bei der Durchführung von Projekten in Arbeitsgemeinschaf­
ten vertreten. Er habe Unterschriftsberechtigung für alle Banken 
gehabt. Über den Einkauf seien ca. 40 % des durchschnittlichen 
Jahresumsatzes von 24 bis 30 Millionen DM abgewickelt worden. Er 
habe Leistungen an Fremdfirmen vergeben dürfen und sei zuständig 
und verantwortlich gewesen für die Einstellung von Leiharbeitneh­
mern .
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Der Kläger hat beantragt
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1. festzustellen, daß ihm bei Vollendung des 
65. Lebensjahres eine unverfallbare Versor­
gungsanwartschaft in Höhe von 876,47 DM zuste- 
he;

2. hilfsweise festzustellen, daß er bei Eintritt 
des Versorgungsfalls wegen Vollendung des
65. Lebensjahres gegen den Beklagten einen An­
spruch auf Versorgungsleistung habe, die sich 
aus den von ihm erdienten Anwartschaftsteilen 
bis zum Abschluß der Betriebsvereinbarung 1978 
nach den ursprünglichen Bestimmungen der Ver­
sorgungsordnung 1976 der Firma 
B berechnen (Steigerungsrate
0,8% seines rentenfähigen Arbeitsverdienstes 
für jedes abgeleistete rentenfähige 
Dienstjahr) und die sich für die Zeit danach 
aus den Anwartschaftsteilen bis zum 
Insolvenzfall nach den Bestimmungen der 
Versorgungsordnung 1978 berechnen.

Der beklagte PSV hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat 
die Auffassung vertreten, die abändernde Betriebsvereinbarung vom 
24. Juli 1978 sei wirksam. Der Kläger falle unter den persönli­
chen Geltungsbereich dieser Betriebsvereinbarung. Er sei nach 
seinem eigenen Vorbringen kein leitender Angestellter gewesen. 
Vorsorglich hat der beklagte PSV die dazu vom Kläger aufgestell­
ten Behauptungen bestritten.

Das Arbeitsgericht hat dem Hilfsant.rag des Klägers stattge­
geben . Dagegen haben beide Parteien Berufung eingelegt. Die Beru­
fung des Klägers wurde zurückgewiesen. Auf die Berufung des Be­
klagten wurde das erstinstanzliche Urteil abgeändert: Die Klage 
wurde abgewiesen. Dagegen richtet sich die Revision des Klägers, 
mit der er seine Sachanträge weiterverfolgt.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg. Das Landesar­
beitsgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Die Anwartschaft 
des Klägers richtet sich nach den Vorschriften der Betriebsver­
einbarung vom 1. Dezember 1976 mit den Abänderungen in der Be­
triebsvereinbarung vom 24. Juli 1978. Dabei, kann offenbleiben, ob 
der Kläger leitender Angestellter im Sinne von § 5 Abs. 3 BetrVG 
war.

I. War der Kläger kein leitender Angestellter, hat er einen An­
spruch auf Altersversorgung unmittelbar aus den Betriebsvereinba­
rungen .

1. Die Betriebsvereinbarung vom 1. Dezember 1976 konnte durch 
eine nachfolgende Betriebsvereinbarung geändert werden (BAGE 54, 
261 = AP Nr. 9 zu § 1 BetrAVG Ablösung). Die Versorgungsordnung 
vom 1. Dezember 1976, die zwischen dem Arbeitgeber und dem Be­
triebsrat vereinbart worden war, war eine Betriebsvereinbarung. 
Das hat das Landesarbeitsgericht zutreffend erkannt. Der Kläger 
hat diese rechtliche Würdigung in der Revisionsinstanz nicht mehr 
angegriffen.

2. Die ablösende Betriebsvereinbarung hält der gebotenen 
Rechtskontrolle stand» Ablösende Betriebsvereinbarungen unterlie­
gen inhaltlich einer gerichtlichen Kontrolle. Sie müssen den 
Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und des Vertrauensschutzes 
gerecht werden. Werden Anwartschaften der Arbeitnehmer durch eine
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nachfolgende Betriebsvereinbarung gekürzt, so sind die Änderungs­
gründe gegen die Bestandsschutzinteressen der Arbeitnehmer abzu­
wägen. Je stärker in Besitzstände eingegriffen wird, desto schwe­
rer müssen die Änderungsgründe wiegen (BAGE 54, 261 = AP Nr. 9 zu 
§ 1 BetrAVG Ablösung).

a) Die nachfolgende Betriebsvereinbarung greift nicht in den 
bereits erdienten und nach den Grundsätzen des § 2 BetrAVG er­
rechnten Teilbetrag ein. Das Landesarbeitsgericht hat errechnet, 
daß dem Kläger der bereits erdiente Besitzstand bleibt. Dagegen 
hat der Kläger keine Einwendungen erhoben.

b) Das Landesarbeitsgericht meint,-die Betriebsvereinbarung 
1978 habe nur die weiteren noch zu verdienenden Steigerungsbeträ­
ge gekürzt. Das ist fraglich. Der Senat ist in einem schon ent­
schiedenen Verfahren mit vergleichbarem Streitgegenstand (Urteil 
vom 12. März 1991 - 3 AZR 99/90 -, n.v.) davon ausgegangen, daß 
die ablösende Betriebsvereinbarung vom 24. Juli 1978 sowohl in 
die Gehaltsdynamik als auch in die dienstzeitabhängigen Zuwächse 
eingreift. Für Eingriffe in die Gehaltsdynamik sind triftige 
Gründe erforderlich. Diese hat das Landesarbeitsgericht auch 
festgestellt. Nach diesen Feststellungen befand sich das Unter­
nehmen des Arbeitgebers 1978 in einer schwierigen wirtschaftli­
chen Lage. Die Absenkung der Versorgungslast war zur Abwendung 
eines Konkurses erforderlich. Das hat auch der Betriebsrat er­
kannt . Darauf deutet auch der weitere Niedergang des Unternehmens 
hin.

c) Besondere Regelungen für rentennahe Jahrgänge brauchte die
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abändernde Betriebsvereinbarung vom 24. Juli 1978 nicht zu ent­
halten. Die ablösende Betriebsvereinbarung beschränkt sich dar­
auf, die Steigerungssätze der alten Regelung herabzusetzen. Alle 
anderen Bestimmungen der Versorgungsordnung vom 1. Dezember 1976 
gelten fort. Das gilt auch für Abschnitt XV.1, der vorsieht, daß 
"in Härtefällen und bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen" die 
Firma "über die zugesagten Leistungen hinaus Sonderregelungen 
treffen" kann. Damit ist auch dem Bedürfnis Rechnung getragen, in 
Einzelfällen Härten zu mildern, die durch die generelle Absenkung 
der Leistungskurve der alten Versorgungsordnung entstehen können.

Daß außerdem stets Sonderregelungen für sogenannte rentenna­
he Jahrgänge getroffen werden müßten, hat der Senat nicht gefor­
dert und ist auch nicht anzuerkennen. Der besonderen Schutzbe­
dürftigkeit dieser Arbeitnehmergruppe wird vielfach schon durch 
die allgemeine Härteklausel Rechnung getragen. Es geht darum, daß 
ältere Arbeitnehmer oft nicht in der Lage sein werden, sich an­
stelle der durch die kürzende Maßnahme wegfallenden Versorgungs­
aussicht ersatzweise eine andere Zusatzversorgung aufzubauen. Es 
wird vielfach auf den Umfang der Kürzung ankommen. Schon die all­
gemeine Härteklausel kann daher zu dem Ergebnis führen, daß im 
Einzelfall die generell vorgesehene Kürzung völlig unterbleiben 
muß oder nur in einem geringeren Umfang eingreifen darf, als bei 
einem weniger schutzwürdigen Arbeitnehmer.

Deshalb kommt es auf die Erwägungen des Berufungsgerichts, 
mit denen es das Fehlen einer allgemeinen Härteklausel oder von 
Sonderregelungen für rentennahe Jahrgänge rechtfertigen will, 
nicht an.
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d) Der Kläger selbst ist von den Änderungen nicht unbillig be­
troffen worden. Er war im Zeitpunkt der Ablösung (1. August 1978) 
erst 48 Jahre alt. Sonstige Gründe hat er nicht vorgetragen.

II. Die Entscheidung kann nicht anders ausfallen, wenn der Klä­
ger leitender Angestellter im Sinne von § 5 Abs. 3 BetrVG war.

1. War der Kläger leitender Angestellter, mirde er nicht unmit­
telbar vom persönlichen Geltungsbereich der BetriebeVereinbarung 
1976 erfaßt. Auf leitende Angestellte findet das Betriebsverfas-

r
sungsgesetz keine Anwendung, soweit nicht ausdrücklich etwas an- '- 
deres bestimmt ist {§ 5 Abs. 3 BetrVG). Das ist für Betriebsver­
einbarungen nicht der Fall (S 77 Abs. 4 BetrVG), Betriebsverein­
barungen gelten unmittelbar und zwingend nur für die Arbeitnehmer 
des Betriebs* die nicht leitende Angestellte sind.

Das schließt nicht aus, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer ei­
nen Versorgungsvertrag nach Maßgabe der Bestimmungen einer Be­
triebsvereinbarung schließen. Das ist hier geschehen. Der Arbeit­
geber hat dem Kläger, immer unterstellt. er sei leitender Ange­
stellter gewesen, angeboten, seine betriebliche Altersversorgung 
"aufgrund der allgemeinen Versergungsordjiung vom 1. Dezember 1976 
zu verbessern". Für ihn sollte diese Verscrgungsordnung maßgebend 
sein. Auf sie wird ausdrücklich Bezug genommen, Alle Bestimmungen 
sollten gelten Die Vtrerrcrrgsordnung sollte nur um eine weitere 
Bestimmung (Erhöhung der Prozentsätze für Gehaltsbestandteile 
über der Beitragsbemessungsgrenze) ergänzt werden. Dieses Angebot 
hat der Klüger angenommen..
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•
2. An die Stelle der Betriebsvereinba|üng 1976 ist die Be­
triebsvereinbarung 1978 getreten. Maßgebend für die Versorgung 
des Klägers sollten die jeweils im Betrieb gültigen allgemeinen 
Versorgungsbestimmungen sein. So hat das Landesarbeitsgericht die 
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vom März 1977 
ausgelegt. Diese Auslegung des Landesarbeitsgerichts ist aus 
Rechtsgründen nicht zu beanstanden. Der Kläger hat nicht darge­
legt, daß das Landesarbeitsgericht die gebotenen Auslegungsregeln 
verletzt hätte. Die Annahme des Landesarbeitsgerichts ist jeden-» 
falls vertretbar und auch vernünftig. Eine dynamische Verweisung 
auf die jeweils geltende allgemeine Versorgungsordnung ist sach­
gerecht und wird in der Regel den Interessen beider Parteien eher 
gerecht als die statische Verweisung auf einen im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses bestehenden Rechtszustand. Hätte der Arbeit­
geber dem Kläger eine Versorgung unabhängig von der jeweiligen 
allgemeinen Versorgungsordnung Zusagen wollen, hätte er dies 
deutlicher zum Ausdruck bringen müssen (Urteil des Senats vom 
16. August 1988 - 3 AZR 61/87 - AP Nr. 8 zu § 1 BetrAVG Beamten­
versorgung, zu 2 b der Gründe). Auch in der Vergangenheit war der 
Kläger insoweit mit den übrigen Arbeitnehmern des Betriebs 
gleichbehandelt worden. Darauf hat das Landesarbeitsgericht zu­
treffend hingewiesen.

Wenn der Arbeitnehmer eine Zusage auf Versorgung nach den 
jeweils allgemeinen Versorgungsgrundsätzen hatte, muß er auch die 
Einschränkungen in Kauf nehmen, die die übrigen Arbeitnehmer des 
Betriebs hinnehmen müssen. Eine solche Vereinbarung verhindert 
eine unterschiedliche Behandlung einzelner Arbeitnehmergruppen.
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die, abgesehen von der Begünstigung bezüglich der Gehaltsbestand­
teile oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze, auch nicht gerecht­
fertigt wäre.

Unerheblich ist der Einwand des Klägers, der Arbeitgeber 
habe ihn nicht persönlich vom Inhalt der abändernden Betriebsver­
einbarung unterrichtet. Die abändernden Bestimmungen wurden Ver­
tragsbestandteil , ohne daß es weiterer rechtsgeschäftlicher Er­
klärungen bedurfte.

III. Der beklagte PSV hat die Anwartschaft des Klägers richtig 
berechnet.

1. Der unverfallbare Teil einer nach einer abgelösten Versor­
gungsordnung berechneten Anwartschaft bleibt auch dann insolvenz­
gesichert, wenn der Sicherungsfall später eintritt und der Ar­
beitnehmer nach der neuen, zur Zeit des Sicherungsfalls geltenden 
Versorgungsregelung nur eine niedrigere Vollrente erreichen kann 
(Urteil des Senats vom 22. September 1987, BAGE 56, 138 = AP
Nr. 5 zu § 1 BetrAVG Besitzstand). Der PSV hatte deshalb eine 
Vergleichsberechnung anzustellen. Er mußte feststellen, wie hoch 
die am AblösungsStichtag vom Kläger erdiente Anwartschaft war. 
Nach den Berechnungen des PSV war sie nicht höher als der bei 
Konkurseröffnung nach der neuen Versorgungsregelung erdiente An­
wartschaftswert .

2. Dieser erforderlichen Vergleichsberechnung hat der PSV zu 
Recht das zur Zeit der Ablösung (1. August 1978) maßgebliche ren­
tenfähige Gehalt des Klägers zugrunde gelegt. Nach § 2 Abs. 1
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ß

BetrAVG ist der Teilwert nach dem Verhältnis von erreichter zu 
erreichbarer Dienstzeit zu ermitteln. Der Arbeitnehmer wird so» 
behandelt, als sei er am maßgeblichen Stichtag, hier im Zeitpunkt 
der Ablösung, aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden. Das bedeut 
tet im Fall des Klägers, daß er eine zeitanteilige Kürzung der 
nach der Versorgungsordnung vom 1. Dezember 1976 erreichbaren 
Vollrente im Verhältnis von 19 zu 36 Dienstjahren hinnehmen muß.

Bemessungsgrundlage für die Kürzung ist bei einer endge- 
haltsabhängigen Versorgungszusage das am maßgeblichen Stichtag 
erreichte Gehalt. Stichtag ist - entgegen der Auffassung des Klä** 
gers - auch insoweit der Zeitpunkt der Ablösung. Spätere Verände^ 
rungen der Bemessungsgrundlage bleiben kraft ausdrücklicher ge­
setzlicher Regelung (§ 7 Abs. 2 Satz 4, § 2 Abs. 5 BetrAVG) außer 
Betracht.

Hier gilt nicht deshalb etwas anderes, weil der Kläger sein 
Gehalt bis zum Eintritt des Insolvenzfalls noch steigern konnte.: 
Der Kläger hat das Urteil des Senats vom 22. September 1987 miß­
verstanden: Es geht ausschließlich darum, in der Insolvenz des 
Arbeitgebers mindestens den Besitzstand der Arbeitnehmer zu 
schützen, der bis zu der verschlechternden Neuregelung schon er-’* 
dient ^̂!̂ar. Erst wenn die abgesenkte Leistungskurve trotz der ge­
ringeren Steigerungsraten dazu führt, daß der bei der Ablösung 
erdiente Besitzstand überschritten wird, ist der im Zeitpunkt der 
Insolvenz erreichte höhere Besitzstand zu sichern.

Das Berufungsgericht hat diese Rechtsgrundsätze erkannt und 
richtig angewendet. Der Hinweis des Klägers auf die akzessorische
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Haftung des PSV rechtfertigt kein anderes Ergebnis. Auch der frü­
here Arbeitgeber des Klägers hätte dem Kläger nur die bis zum 
1. August 1978 erdiente Anwartschaft erhalten müssen.

Dr. Heither Griebeling Dr. Wittek
Dr. Bächle Matthiessen
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